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danke. Daß er nicht von einem Profeffor oder berühmten Schriftfteller

ftammt, fondern von einem Handwerker, macht ihn für mich
nur umfo wertvoller." Daß er folche Worte fchreiben konnte, bezeugt,
daß ihn kein Felsmaffiv der Gelehrfamkeit und Ueberlegenheit vom
ungefchulten Manne zu trennen vermochte. Seine umfaffende Menfchlichkeit

wird ihn auch einmal im wahren „Jahrhundert des Volks"
dem Volke zugänglich machen. H. Mathys.

Weltrundfchau
Der Kampf Schöner als je ift heuer der Frühling in unferem
gegen den Hunger kriegsverfchonten Land aufgeblüht. Während

ich dies fchreibe, fchweift mein Blick immer
wieder hinaus in die fich verjüngende Natur: auf prangende Gärten,
grünende Saaten, blühende Rebberge. Und doch will das Herz nicht
fo recht froh werden über den Segen, der fich hier ausbreitet, denn
gleich dahinter, keine halbe Wegftunde entfernt, fängt, auf franzö-
fifchem Boden, fchon wieder das europäifche Elend an. Der Kampf
mit dem Hunger ift ja noch lang nidit gewonnen. Wohl hat die
UNRRA mit ihrem neuen, energifchen Leiter La Guardia, haben
verfchiedene Regierungen und zahlreiche private Hilfsorganisationen viel
zur Linderung der Not getan, und das Gewiffen der gut ernährten
Hälfte der Menfchheit ill doch etwas aufgerüttelt worden, fo daß es
das unter uns gefdiehende Riefenverbrechen nicht mehr fo unbewegt
zu ertragen vermag. Aber alles, was bisher getan worden ift, reicht
noch immer nicht. Nach Herbert Hoover find auch auf der „graufen
und gefährlichen" Mindeftgrundlage von ijoo Kalorien täglich 150
Millionen Menfchen bis zum Herbft vom Hungertod bedroht; in
Europa allein gibt es 20 Millionen unterernährte und kranke Kinder.
Von den 11 Millionen Tonnen Brotgetreide, die fofort nötig find,
fehlen immer noch 5 Millionen. Und fo wüten eben Hunger, Krankheit

und Tod in Europa und Allen mit wenig verminderter Gewalt
weiter.

Die Schuld daran, daß die durch Krieg und Mißwachs entflandene
Not nicht vollständiger gebannt werden kann, fcheint hauptfächlich
bei der vielgerühmten „Privatinitiative" zu liegen, die, zum Teil
infolge der Aufhebung läftiger Staatskontrollen, befonders in den

Vereinigten Staaten, in Kanada und Argentinien ihren Vorteil darin
findet, Getreide dem Vieh zu verfüttern und Mais und Korn zu
verheizen. Die Behauptung, auch die Sowjetunion halte trotz überfchüf-
figer Vorräte in „hartherzigster Selbftfucht" Getreide zurück (fo zu
lefen in der „Neuen Zürcher Zeitung"), ift wohl angefichts der
Enthüllungen des Londoner „Economift" über den Zufammenbruch der
ruffifchen Landwirtfchaft als Verleumdung mit durchfichtigem Zweck
zu betrachten.1
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Die Aufgabe der Es wäre bei diefer ganzen Lage die dringlichste
Vereinten Nationen Aufgabe der Vereinten Nationen, einen um¬

faffenden Plan für die Rettung der vom Hunger

betroffenen Völker, dazu einen folchen für die Verforgung aller
Länder mit Rohfloffen, vor allem Kohle, überhaupt für die
wirtfchaftliche Wiederaufrichtung der Welt und nicht zuletzt für die
Nutzbarmachung der Atomkraft zu friedlichen Zwecken auszuarbeiten und
durchzuführen. Insbefondere für Europa müßte ein radikaler Wirt-
fdiafts- und Sozialifierungsplan aufgeftellt werden, der mit dem Unfug

der mehr oder weniger gefchloffenen Nationalwirtschaften gründlich

aufräumte.2 Die Wirtfchafts- und Sozialorganifation der
Vereinten Nationen wäre dafür das gegebene Werkzeug, und an der Aufgabe

kollektiver Sicherung der wirtfchaftlichen Exiftenz könnte auch
der Geift kollektiver Friedensficherung entfcheidend wachfen.

Angefichts der Tatfache, daß der erfte Völkerbund vor allem am
Fehlen einer folidarifchen Weltwirtfchaft gefcheitert ift, die der
politifchen Solidarität der Nationen allein hätte die feile Grundlage geben
können, follte man auch wirklich meinen, daß fich die Träger des

zweiten Völkerbundes ihrer wirtfchaftlichen und fozialen Aufgaben
klar bewußt wären. Aber bei der feierlichen Einfargung des Völkerbunds,

die kürzlich in Genf ftattgefunden hat, ift nur ganz vereinzelt,
am deutlichften von dem tfchechoflowakifchen Vertreter Kopecky,
daran erinnert worden, daß es die Kräfte der kapitaliftifchen Anarchie
und der fozialen Reaktion waren, die es fertiggebracht haben, „die
Tätigkeit einer Einrichtung zu unterdrücken und einzufchränken, die
als Werkzeug zur Verteidigung der internationalen Demokratie
gedacht war".3 Und es fieht bis jetzt noch recht wenig darnach aus, daß

1 Der Moskauer Korrefpondent des „Daily Herald" (15-4.) ftellt feft, daß
die Ernährungslage in Rußland durdi zwei hervorstechende Tatfachen beherrfcht
werde. „Erftens: das ruffifche Lebensniveau hat fidi feit 1942 um mindeftens 100
Prozent gehoben; zweitens: es ift immer noch viel tiefer als in der Vorkriegszeit."
Trotzdem feien die Ruffen noch beffer daran als manche europäifchen Länder.

2 Als Vorstudie dazu vgl. den Entwurf, den im Namen einer Gruppe deutfcher

Sozialiflen in London Walter Fließ unter dem Titel „Die Wirtfchaft im
neuen Europa" veröffentlicht hat.

3 Sehr nett ift es, daß bei diefer Gelegenheit fogar die „Neue Zürcher
Zeitung" von dem wegen des Angriffes auf Finnland verfügten Ausfchluß der
Sowjetunion aus dem Völkerbund deutlich abrückte. „Man hatte in Genf", fo las
man dà, „weder von dem erzwungenen .Anfchluß' Oefterreichs noch von Hitlers
Ueberfall auf die Tfchechoflowakei Notiz genommen, und als Polen keinen Appell
an den Völkerbund richtete, fand fich auch keine andere Macht veranlaßt, diefen
auf den im Often ausgebrochenen Konflikt hinzuweifen. Sogar die Kriegserklärung
Englands und Frankreichs an Deutfchland wurde damals im Völkerbund offiziell
ignoriert. Nur der ruffifch-finnifche Konflikt fetzte feinen Apparat in Bewegung.
Das Ergebnis war, wie man damals fchon ahnen konnte, eine Torheit...
Unglücklicherweife haben aber die Ruffen ein gutes Gedächtnis. Die Affäre von 1939
hat unzweifelhaft noch die bedauerlichen Komplikationen der Beziehungen
zwifchen den Siegermächten gefördert." Späte Erkenntnis!
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die führenden alliierten Mächte aus der Vergangenheit fchon viel
gelernt hätten. Die Vereinten Nationen find jedenfalls noch weit davon
entfernt, als Organifation der politifchen und wirtfchaftlichen
Solidarität unter den Völkern das zu leiften, was fie trotz allen Gebrechen
ihrer Verfaffung leiften könnten, wenn der Antrieb dazu ftark genug
wäre. Sie find vorläufig noch mehr ein Forum zur Austragung macht-
politifcher Gegenfätze unter den Großen als das maßgebende Organ
zur grundfätzlichen Ueberwindung der Machtpolitik. Die Ruffen
gleicherweife wie die Engländer und Amerikaner benützen fie vor allem
dazu, Entfcheide zu verhindern, die ihren im alten Sinne verftandenen
Sicherheitsintereffen widerstreiten, und Entfcheidungen herbeizuführen,
die auf der Linie diefer Sicherheitsintereffen liegen, und danebenher
geht eine Außenpolitik, die ungefähr im Stile der überlieferten
Kabinettsdiplomatie über Völkerfchickfale und Ländergrenzen entfcheidet,
wie wenn es überhaupt keine internationale Rechts- und
Friedensorganifation gäbe.

Ein Ausdruck diefer Politik ift einerfeits die gegenwärtig in Paris
tagende Konferenz der Außenminifiter, die eine erfte Serie von
Friedensverträgen vorbereiten foil und fich bisher (vergeblich!) insbefondere

mit den Problemen Italiens befaßt hat,1 anderfeits die in London
verfammelte britifche Reichskonferenz, die ein förmliches Syftem
militärifcher Sicherung der britifchen Infein, der Dominien und der über-
feeifchen Befitzungen Großbritanniens (gegen wen?) ausarbeitet, in
Anlehnung an das entfprechende Syftem der Vereinigten Staaten von
Amerika. Dabei ift es doch widerfinnig, neben einer internationalen
Rechts- und Friedensordnung, die ihrem Wefen nach die Sicherung der
Exiftenz der Völker zu ihrer ausfchließlichen Angelegenheit macht
und namentlich auch allen Grenzfragen ihre bisherige, überragende
Bedeutung nimmt, noch befondere Friedensverträge abzufchließen, die
notwendigerweife das Weiterbestehen der internationalen Unordnung
vorausfetzen. Soll denn wirklich der Fehler der Zeit nach 1919
wiederholt werden, wo neben dem Völkerbund das alte Kräftefpiel fou-
veräner Nationalftaaten weitergeduldet wurde mit der Wirkung, daß
die nationale Souveränität eben die internationale Solidarität immer
mehr verdrängte? Die Ablöfung diefes Syftems durch eine handlungsfähige

Weltorganifation, welche die Souveränität — die oberfte Ent-
fcheidungsgewalt — bei fich felber vereinigt und über die ausfchlag-

1 Der Befchluß, das Südtirol bei Italien zu belaffen, ift befonders ungerecht;
er ift wohl als Kompenfation für eine Italiens Wünfchen weniger entfprechende
„Löfung" der Frage von Trieft und Iftrien gedacht, die in Ausficht genommen
fcheint und insbefondere von den Ruffen direkt verlangt wird. Die Frage von
Trieft hat im übrigen größte Aehnlichkeit mit der einftigen Danziger Frage.

Inzwifchen ift die Außenminifterkonferenz mehr oder weniger unverrichteter
Sache auseinandergegangen. Ob fie am 15. Juni unter günstigeren Bedingungen
erneut zufammentreten kann, erfcheint fraglich. Gar im Juli eine erfte Tagung der
Friedenskonferenz abzuhalten, ift vollends phantaftifdi. (18. j.)
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gebenden militärifchen und wirtfchaftlichen Machtmittel allein
verfügt, kann letzten Endes einzig die Völker vor einer neuen
Kataftrophe bewahren.

Eine vorläufige Jede Annäherung an diefes Ziel fetzt unter den nun
Lösung einmal beftehenden Verhältniffen eine aufrichtige

Verftändigung zwifchen den angelfächfifchen
Reichen und der Sowjetunion voraus. Und das bedeutet, wie immer wieder

betont werden muß, nicht nur das Einfchlagen eines neuen Kurfes
in Moskau, fondern auch eine entfcheidende Wendung der Politik
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten, eine grundfätzliche
Abkehr von jenem Imperialismus, der — nach einem Anlauf in ganz
anderer Richtung — die Sowjetunion auf ihren jetzigen Weg gedrängt
hat. Sind die beiden Mächtegruppen dazu bereit?

Die letzten Auseinanderfetzungen vor dem Sicherheitsrat laffen
wenig davon erkennen. In der perfifchen Streitfrage beharrt Rußland,
trotz dem nun abgefchloffenen Rückzug feiner Truppen aus
Aferbeidfchan, auf feinem Recht, an feiner Südgrenze eine „zuverläffige"
politifche Ordnung und gleichzeitig von der perfifchen Regierung Pe-

trolkonzeffionen im gleichen Rang mit Großbritannien und Amerika
zu bekommen.1 England aber führt ebenfo konfequent fein außen-
politifches Programm aus, das auf Grund von direkten Erklärungen
eines Bevin fehr naheftehenden, ungenannten Labourminifters Jon
Kimche in der „Roten Revue" folgendermaßen umfchreibt: Es fei das

Ziel Großbritanniens, „i. die Ruffen zu zwingen, aus dem Dunkel
ans Tageslicht zu kommen und ihre gegenwärtige Politik vor aller
Oeffentlichkeit zu vertreten und zu erklären; 2. von der UNO als
Plattform Gebrauch machend, der Welt die britifche Politik zu
erklären; 3. ganz offen der heutigen ruffifchen Politik gegenüber einen
demokratifchen Block zu fchaffen, nicht um die Gegenfätze zu
verewigen, fondern im Gegenteil, um den Ruffen klar zu machen, daß
ihre gegenwärtige Politik zu nichts führt, und fie auf diefem Umwege
dazu zu bringen, eine echte Politik der Zufammenarbeit zu betreiben".

Dodi fcheint diefe allzu felbftgerechte Haltung nicht mehr die
einmütige Billigung der fozialiftifchen und liberalen öffentlichen Meinung
Englands zu finden. Es genüge keineswegs, fo bemerkte beifpielsweife
der „New Statesman", die Ruffen vor dem Sicherheitsrat juriflifch
ins Unrecht zu fetzen; wichtiger fei, die britifche Politik fubflantiell
zu ändern. Die weltliche Welt vergelte allzufehr, daß Rußland in
feinem Streben nach Sicherheit und Rohfloffen „nur fo auftritt, wie wir

1 Wie jetzt bekannt wird, hat die ruffifche Petrolinduftrie unter dem Krieg
viel fchwerer gelitten, als man bisher annahm. Allein in den beiden Gebieten von
Krasnodar und Grozny (im Kaukafus) find Oelquellen mit einer Produktion von
fünf Millionen Tonnen jährlich zerftört worden. Der Oelmangel foil darum in
der Sowjetunion außerordentlich groß fein.

249



und andere Großmächte in der Vergangenheit aufgetreten find" (und
immer noch auftreten!). Es komme jetzt alles darauf an, „den alten
Imperialismus durch ein Angebot an die Sowjetunion zu erfetzen,
gemeinfam mit ihr Oelkonzeffionen zu verteilen und dafür zu forgen,
daß die Regierung eines Nachbarlandes nicht länger der Herd eines

fowjetfeindlichen Ränkefpieles ift, und daß die foziale Entwicklung,
in bezug auf die er (Bevin) und die Leiter der Sowjetunion einer
Meinung find, auf ganz Perfien und den mittleren Often Anwendung
findet".

Wenn diefe verftändige Auffaffung Gemeingut der leitenden Kreife
Englands und Amerikas würde, wäre ein großer Fortfchritt auf dem

Wege zur Verftändigung zwifchen der Sowjetunion und den
angelfächfifchen Mächten gefichert oder zumindeft angebahnt. Die
ausdrückliche oder ftillfchweigende Übereinkunft, die beide Teile zu treffen

hätten, beftünde dabei offenbar im Wefentlichen darin, daß fowohl
England/Amerika wie Rußland ihre refpektiven „Einflußzonen", vorab
in Europa, dann aber auch fonft in der Welt, anerkennten und fich
gegenfeitig der Einmifchung in fie enthielten. Wer vor einem folchen
Gedanken fkandalifiert zurückfchreckt, der fei auf die Aeußerung
hingewiefen, die dazu die „Peace News", ein fonft fehr doktrinär-pazi-
fiftifches englifches Wochenblatt, macht:

„Was wir auch von diefer Löfung denken mögen — fie ift jetzt ficherlich
die einzig mögliche. Sie macht keinen Anfpruch auf Gerechtigkeit oder Grund-
fätzlichkeit im Verhältnis der großen Drei zu einander. Gerechtigkeit und Grund-
fätzlichkeit wird es hier nur foviel geben, wie von ihnen felbft in ihren eigenen
Zonen geübt werden wird. Angefichts der großen Gegenfätzlichkeit zwifchen den
ruffifchen und den weltlichen Ideen ift ein anderer Ausweg überhaupt nicht möglich.

Er muß eben realiftifch angenommen werden... Für einen Engländer hält
es fchwer, fich mit einer derartigen Regelung abzufinden. Das ift ja, fo find
wir gewohnheitsmäßig zu fagen verfucht, gerade die Art Regelung, die zum
Kriege führt. Aber es ift durchaus wahrfcheinlich, daß die alten Argumente ihre
Bedeutung eingebüßt haben. Die hypothetifdie Völkergemeinfchaft, auf die fich
die Friedensverträge der Vergangenheit stützten, oder die fie zum mindeften als
Hintergrund vorausfetzten, hat aufgehört zu beftehen. Jetzt gibt es eine
Völkergemeinfchaft, die fich auf Grund einer beftimmten Weltanfchauung um Rußland
herum gruppiert, und eine lofere und freiere Völkergemeinfchaft, die fich auf
Grund einer ganz anderen Anfchauung um die Vereinigten Staaten und
Großbritannien herum gruppiert. Ihre Verfchiedenartigkeit und die Unmöglichkeit
(wenigftens auf Jahre hinaus) einer echten Gemeinfchaft oder eines wirklichen Ver-
ftändniffes zwifchen ihnen anzuerkennen, heißt durchaus nicht die Unvermeidlichkeit

eines Krieges zwifchen ihnen anerkennen.
Man muß der Verfuchung widerftehen, die Kennzeichen des liberalen

Zeitalters gleichförmig auf das neue Europa anzuwenden. Auch im alten Europa fchon
wurde ihre Gültigkeit um fo äußerlicher, je mehr man von Weften nach Often
rückte. Daß nun ihr Geltungsbereich endgültig auf ein Gebiet befchränkt fein foil,
wo fie nach dem Geift wie nach dem Buchftaben angewandt werden muffen, kann
fidi auf die Länge nur als gut erweifen. Worauf es vor allen Dingen ankommt,
das ift, daß fich Westeuropa auf dem Boden feiner eigenen Prinzipien ebenfo
gründlich organifiert, wie dies Ofteuropa auf dem Boden der ruffifchen Prinzipien
tut. Gefahr für den Frieden wird nur entliehen, wenn Westeuropa in feiner
Anhänglichkeit an feine eigenen gefchichtlichen Prinzipien gefpalten ift."
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Faschismus und Schauen wir uns von diefem Standpunkt aus in
Kommunismus Europa um, fo ftellen wir freilich fofort feft, daß

die freiheitlich-demokratifchen Prinzipien, die zu
feinem beften Erbgut gehören (ohne deswegen im Gegenfatz zum
Sozialismus zu ftehen), bereits weithin die Herrfchaft über die Geifter
verloren haben.

Da ift zunächft die Tatfache des Fafchismus und Nazismus, der
moralifch noch keineswegs befiegt ift. In Spanien und Portugal hat
er fich auch durch den zweiten Weltkrieg hindurch offen an der Macht
behaupten können, und die kapitaliftifchen Demokratien haben fich
bis jetzt als empörend unfähig oder unwillig erwiefen, über bloße papierene

Refolutionen hinaus ihm den Meifter zu zeigen. In einer ganzen
Reihe anderer Länder befteht die fafchiftifche Gefahr latent, fei es in
Geftalt reaktionärer, insbefondere klerikaler oder auch monarchiftifdier
Volksbewegungen, fei es als verfuchte Wiedererweckung der eigentlichen,

„klaffifchen" Diktaturideologien. Zur erften Kategorie find
etwa Oefterreich, zum Teil auch Deutfchland, dann Ungarn, Italien,
Griechenland, Belgien und nicht zuletzt Frankreich zu zählen; die im
Augenblick des Abfchluffes unferer Rundfchau bekannt gewordene
Verwerfung der neuen franzöfifchen Verfaffung zeigt ja neuerdings,
wie ftark in Frankreich die Rechte bereits wieder geworden ift.1 In
die zweite Kategorie fallen, neben Polen, Rumänien, Jugoflawien und
anderen Ländern des europäifchen Mitteloftens, vor allem Italien und
Deutfchland, wo auf dem Hintergrund fchwerer wirtfchaftlicher Not
Fafchismus und Nazismus neuerdings eine bedenkliche Anziehungskraft

gewinnen. Was insbefondere Deutfchland betrifft, fo hat fleh
audi in der Berichtszeit wieder erwiefen, daß der Nürnberger Schau-

1 Man darf fich durdi die von der Rechten während des Abftimmungskampfes
in den Vordergrund gefchobenen staatsrechtlichen Fragen nicht darüber hinweg-
täufchen laffen, daß die Verfaffung der erften Nationalverfammlung nicht ihren
formalen Mängeln zum Opfer gefallen ift, fondern den fachlichen Tendenzen,
die hinter ihr ftanden. Es ift vollkommen richtig, daß die Schöpfer der Verfaffung
eine ftärke Regierung ermöglichen wollten, die — im Gegenfatz zu dem kläglichen
parlamentarifchen Betrieb der Dritten Republik — nicht hätte von der nächft-
beften Kuliffenintrige weggefegt werden, fondern einen zielbewußten, tatkräftigen

Kurs verfolgen können, und es ift ebenfo richtig, daß darin die Gefahr
eines gewiffen „totalitären Demokratismus" lag, wie man das jetzt zu heißen
pflegt. Allein die Gegner des Verfassungsentwurfes find ja doch mit Ausnahme
der Radikalen und ähnlicher kleinerer Gruppen, alles andere als Gegner von
ftärken Regierungen; fie find fogar fehr begeistert für eine kraftvolle Staatsführung

— vorausgefetzt, daß fie ihren eigenen, konfervativ-reaktionären Zielen dient.
Diejenige Politik aber, welche die Schöpfer der nun verworfenen Verfaffung im
Auge hatten, war fozialiftifchen Charakters, ja fie fchloß fogar die Gefahr
kommuniftifcher „Experimente" in fidi. Und das war es, was um jeden Preis verhindert

werden mußte. Die „Partei- und Parlamentsdiktatur", die die Verfaffungs-
gegner als Bauern- und Bürgerfchreck an die Wand malten, wurde von ihnen
felbft nicht ernft genommen, und auch ganz objektiv ift zu fagen, daß die abfolute
Machtftellung, die die britifche Verfaffung dem Unterhaus (das Oberhaus hat
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prozeß feine volkserzieherifche und -bekehrende Wirkung fall
vollftändig verfehlt; fehr glaubhaft wird im Gegenteil berichtet, der
Nationalismus fei in den letzten Monaten mächtig angefchwollen, und
auch in den Kreifen erprobter Gegner des Dritten Reiches drohe „eine
ausgefprochen chauviniftifche Stimmung überhand zu nehmen". „Wenn
die Sieger jetzt das Land verließen, dann wäre ein neuer extremiftifcher
Ausbruch zu befürchten." 1

Auf der andern Seite greift in Mittel-, Welt- und Südeuropa der
Kommunismus in einem Maße um fich, daß ihm viele bereits den
nahen Sieg, wenigftens auf dem Feftland, prophezeien. Das gilt für
Frankreich, wo die Kommuniften gegenwärtig wohl die ftärkfte
politifche Kraft darfteilen und neuerdings auch den Gewerkfchaftsbund
erobert haben, und in geringerem Grad auch für Italien; es gilt aber
insbefondere wieder für Deutfchland, wo leitende weftalliierte Kreife
damit rechnen follen, daß der Kommunismus „fich immer mehr zu
einem Nationalkommunismus von dem gleichen Selbftbewußtfein wie
der ruffifche entwickle und fchließlich der vereinigte deutfehe und
ruffifche Kommunismus eine unbestrittene Machtftellung in Europa
erringen werde".2 Und zwar zeigt fich nach allen Berichten diefe
Entwicklung nicht nur in der ruffifchen Zone, wo die Befetzungsbehörden
die Kommunifierungspolitik planmäßig und nötigenfalls mit
unverhüllter Gewaltanwendung betreiben, fondern zum Teil auch im Weften

und Süden, namentlich im Ruhrgebiet. Die franzöfifchen Pläne
für eine Abtrennung der Ruhr und des Rheinlands vom übrigen
Deutfchland tragen dazu nicht weniger bei als der phantaftifche
alliierte Wirtfchaftsplan, der in England und Amerika felbft foviel
angefochten wird und beifpielsweife vom „Economift" einer geradezu
verheerenden Kritik unterzogen wurde mit der Schlußfolgerung: „Was
da für Deutfchland geplant wird, ill ein Lebensniveau, das weit unter

tatfächlich nichts Wefentliches mehr zu fagen) und der es beherrfchenden Partei
fowie insbefondere der aus ihr hervorgegangenen Regierung einräumt, mindeftens
fo ftark ift wie diejenige, die nach dem abgelehnten Entwurf die franzöfifche
Kammer und die von ihr gewählte Regierung gehabt hätte, die immerhin eine
auf Grund des Verhältniswahlrechtes zuflandegekommene Parlamentsmehrheit hinter

fich hätte haben muffen. Die Labourpartei, die nicht einmal über eine Mehrheit

in der Wählerfchaft verfügt, könnte ihre Sozialifierungspolitik niemals
durchführen, wenn fie an eine Verfaffung gebunden wäre, wie die franzöfifche Rechte
fie haben will. Aber eben — England ift nicht Frankreich. Die Labourpartei ift
einem demokratifchen Sozialismus verfchrieben, wie er dem Geifte des öffentlichen
Lebens in Großbritannien entfpricht, während in Frankreich diejenige Linkspartei,
die in bezug auf die Demokratie zuverläffig ift, nur noch bedingt als fozialiftifch
angefprochen werden kann, und die andere Linkspartei zwar entfchloffen
fozialiftifch, aber durchaus nicht demokratifch ift. Die franzöfifche Krife ift damit aufs
neue akut geworden, ohne daß man zu fehen vermöchte, wie fie zu überwinden
ift. Man kann der weiteren Entwicklung der Dinge in Frankreich jedenfalls nur
mit Sorge entgegenblicken.

1 „N.Z.Z." Nr. 713.
2 „Nationalzeitung" Nr. 162.

252



dem europäifchen Niveau und demjenigen Deutfchlands felbft während

der großen Wirtfchaftskrife fteht."

Die «östlichen Noch viel ftärker ift natürlich die Stellung des Kom-
Demokratien» munismus in den Ländern des europäifchen Mittel-

oftens, die die eigentliche ruffifche Einflußzone bilden
und unter der wenig verfchleierten Oberherrfchaft der Sowjetunion,
teilweife fogar unter einer eigentlichen kommuniftifchen Diktatur,
ftehen.

Eine Sonderftellung nimmt unter ihnen die Tfchechoflowakei ein,
wo, in althuffitifchem Erdreich verwurzelt, feit Mafaryks Zeit die
moderne Demokratie ftark Fuß gefaßt hat und die ruffifche Vormundfchaft
bitter empfunden, ja zum Teil leidenfchaftlich abgelehnt wird. Die
am 26. Mai ftattfindenden Wahlen werden, fofern nicht nur die Stimmabgabe

felbft, fondern auch die Meinungsbildung frei ift, einigermaßen
Auffchluß über die Gefinnung des Volkes geben; ziemlich allgemein
rechnet man indeffen fchon jetzt mit Harken Erfolgen der Kommuniften,

die gegenwärtig eine Million Mitglieder haben follen, und für
Mähren und die Slowakei mit folchen der katholifchen Parteien.

Die übrigen Staaten des mittleren Oftens: Polen, Ungarn,
Jugoflawien, Bulgarien, Rumänien, find alles „Länder ohne Demokratie"
im weftlichen Sinn. Das heißt, das parlamentarifche Regierungsfyftem
war bei ihnen immer nur Faffade, angeklebt an eine ganz andere,
wefentlich autokratifche Staatsftruktur. Und mit Ausnahme von Ungarn,
das fich dank der öffentlichen Stimmabgabe auf dem Lande und den
bewährten Druckmitteln der Großgrundbesitzerklaffe den Luxus einer
„fouveränen Volksvertretung" leiften konnte, fetzten fleh zwifchen
den beiden Kriegen überall auch der Form nach Diktaturen an die
Stelle fogenannter verfaffungsmäßiger Regierungen. Der Grund für
diefe politifche Struktur der mittelöftlichen Länder in der Zwifchen-
kriegszeit liegt teils im Fehlen einer tiefgreifenden geiftigen Revolution,

wie fie der Weften feit dem Beginn der Neuzeit in verfchiedenen
Formen durchgemacht hat, teils in dem zugleich feudalen und brutal-
kapitaliflifchen Charakter ihrer Wirtfchafts- und Gefell fchaftsver
faffung: ausgefprodienes Uebergewicht der Landwirtfchaft mit jammervoll

armfeligen Lebensverhältniffen der Bevölkerung auch dort, wo
kein Großgrundbefltz herrfchte; geringe Bedeutung der verarbeitenden
Induftrie; Vorwiegen einer primitiv organifierten, meift von auslän-
difchem Kapital betriebenen Rohftoffinduftrie (Petrol, Kohle ufw.)
mit tiefftehendem Proletariat; fcharfe foziale Gegenfätze zwifchen
den verelendeten, ausgeplünderten Volksmaffen und der agrarifchen,
industriellen und finanzkapitaliftifchen Herrenklaffe; Abwefenheit
jener wirtfchaftlich unabhängigen bürgerlichen Mittelfchicht, die in
Wefleuropa und Amerika die Trägerin der liberalen Demokratie war.

Schon aus diefem fummarifchen Ueberblick geht hervor, daß es
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verfehlt wäre, den öftlichen Ländern die parlamentarifche Demokratie
aufzwingen zu wollen, wie es jetzt Bulgarien, Rumänien, Griechenland

und Polen gegenüber tatfächlich verfucht wird, im Falle Polens
fogar unter Anwendung wirtfchaftlichen Druckes durch Amerika, das
zunächft nur allgemein gegen die Sozialifierungsmaßnahmen proteftiert

hatte, nun aber die Gewährung eines Kredits von ca. 400 Millionen

Schweizerfranken von der Vornahme „freier demokratifcher Wahlen"

abhängig macht.1 Man kann nicht auf fremdem Boden gewach-
fene politifche Lebensformen auf eine Kultur- und Wirtfehaftsverfaf-
fung aufpfropfen, die aus ganz anderen Wurzeln flammt. Und wenn
die politifche Demokratie des Weftens die Frucht einer langen geiftigen

Entwicklung ift, die von der Renaiffance und der Reformation
über die Aufklärung bis zu den philofophifchen und religiöfen
Bewegungen des fpäteren 19. Jahrhunderts reicht, anderfeits als materiell

gefellfchaftlichen Unterbau zunächft den liberalen Kapitalismus
und die ihn tragende gewerblich-industrielle Bourgeoifie hatte, bis auch

— teilweife — die Arbeiterfchaft in fie hineinwuchs und fie zur
wirtfchaftlich-fozialen Demokratie zu erweitern strebte, fo verläuft eben
der Weg der öftlichen Länder offenbar in entgegengefetzter Richtung:
von der wirtfchaftlichen und fozialen Befreiung zur politifchen
Demokratie und zu jener neuen geiftigen Revolution, die auch im Weften
fällig ill. Deswegen aber den öftlichen Ländern jeglichen demokratifchen

Charakter abzufprechen, wäre ebenfo unangebracht, wie wenn
man wegen der Verfälfchung, Verzerrung und Verkümmerung, welche
die politifche Demokratie im Weften durch den Kapitalismus erfahren
hat, diefe Länder fchlechthin als Diktaturen bezeichnen wollte. „Es
handelt fich nicht darum", fagt François Goguel im „Esprit" (Märzheft),

„fich gegenfeitig ausfchließende Kennzeichnungen auszuteilen;
es gilt vielmehr anzuerkennen, daß der Reichtum und die Vielgeftalt
des demokratifchen Ideals fo befchaffen find, daß, je nachdem die
wirtfchaftliche, gefellfchaftliche und pfyehologifche Lage eines Landes
den Nachdruck auf eine beftimmte Erfcheinungsform (z. B. das Ideal
der politifchen Freiheit) oder auf eine andere (das Ideal der Gerech-

1 Es darf hier auch an das freilich übertriebene Urteil Ferdinand Lundbergs
(„Amerikas fechzig Familien") erinnert werden, durch das Aufkommen einer
Induftrie- und Finanzoligarchie und die Zufammenballung ungeheurer Vermögen
in verhältnismäßig wenigen Händen fei bewirkt worden, „daß die Vereinigten
Staaten, obfehon fie einftmals eine große politifche Demokratie gewefen, keine
geblieben find. Die Staatsbürger find wohl nodi vor den Wahlurnen gleich, wo
wenig entfchieden wird; aber fie find nicht mehr vor den Kaffenfdial tern der
Banken gleich, wo viel entfchieden wird. In der Standard Oil Company, in der
Aluminium Company of America, in E. I. Du Pont de Nemours Sc Company,
in der Ford Motor Company und in anderen Industrieunternehmen, die alle im
Wefen feudal und diktatorifch regiert werden, haben die Vereinigten Staaten
dynaftifche Herrfchaftsgebiete gefchaffen, im Vergleich zu denen die alte Hausmacht

der Romanoffs, der Hohenzollern, der Habsburger und der Hannover
unliebere und gehaltlofe Landgütchen darfteilen".
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tigkeit) zu legen erfordert, auch die Mittel zu ihrer Verwirklichung
nicht die gleichen fein werden... Es heißt nicht die Demokratie
verraten, fondern ihr dienen, wenn man ihre äußere Erfcheinungsform
ihrem Wefensgehalt unterordnet, der in der materiellen und moralifchen

Hebung der Würde des Menfchen befteht — des Maffenmen-
fchen und nicht nur des Kaftenmenfchen".

Im vorderen Die Befreiung der Völkermaffen Afiens und Nord-
Orient afrikas vollzieht fidi unter ähnlichen Bedingungen wie

diejenige der europäifchen Oftvölker. Auch hier überall
ein oft grauenhaft tiefes Exiftenzniveau der breiten Unterfchichten;
auch hier nirgends eine altverwurzelte politifche Demokratie, fondern
nur irgendeine Form einheimifcher oder fremder Diktatur (meift fogar
beides zufammen); auch hier darum die Neigung, die wirtfchaftliche
und foziale Befreiung mit den Methoden des Kommunismus oder doch
in Anlehnung an die Sowjetunion zu fuchen, und dementfprechend
eine gewiffe Schwäche des demokratifchen Sozialismus. Nur verwickelt
fleh das ganze Problem dadurch nicht wenig, daß neben den fozialen
allerorten der nationale Freiheitskampf tritt und fich beide Bewegungen

vielfach überfchneiden, teils mit hemmender, teils mit verstärkender

Wirkung.
In Aegypten und Vorderafien hat fich die foziale und nationale

Bewegung vor allem mit der britifchen Herrfchaft auseinanderzufetzen.
Großbritannien hat — auf dem Boden der internationalen Anarchie —
eben ein Lebensintereffe an der Sicherung feiner Land- und
Seeverbindungen mit Indien und dem Fernen Often und zugleich — mit
Amerika zufammen — an der Sicherung der Petrolerzeugung und der
Röhrenleitungen im Räume zwifchen dem Perfifchen Golf und dem
Mittelmeer, und feine Abficht geht deutlich dahin, aus den arabifchen
Staaten (acht an der Zahl mit 40 Millionen Einwohnern), Perfien und
der Türkei einen feilen Damm gegen den Druck zu fchaffen, der politifch

und fozial von der Sowjetunion her auf diefe Länder ausgeübt
wird. Auf dem Hintergrunde des folcherart neu aufgetauchten britifch-
ruffifchen Intereffengegenfatzes und unter Ausfpielung des einen Teils
gegen den anderen vollzieht fidi das Ringen um die nationale und
wirtfchaftliche Befreiung der Völker des vorderen Orients; die jüngfle
Entwicklung der perfifchen Frage und bis zu einem gewiffen Grad
auch des Paläflinaproblems (von arabifcher Seite wird bereits die
Sowjetunion gegen die Angelfachfen angerufen) bietet dafür befonders
lehrreiche Beifpiele. Solange Großbritannien auf die Sympathien der
arabifchen Welt angewiefen zu fein glaubt, wird es jedenfalls den
jüdifch - zioniftifchen Beftrebungen nie großzügig entgegenkommen,
und es muß fchon gut gehen, wenn auch nur die fogar als Mindeft-
programm unzulänglichen Empfehlungen der britifch-amerikanifchen
Paläftinakommiffion verwirklicht werden follen. Die Paläftinafrage
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ift nur zu löfen im Rahmen einer umfaffenden Verftändigung zwifchen
Angelfachfen und Ruffen, die dann zu einer gründlichen Neuordnung
in ganz Vorderafien führen müßte.

Inzwifchen fchreiten die Verhandlungen zwifchen Großbritannien
und Aegypten günflig fort; die Räumung des eigentlichen Aegyptens
durch die britifchen Streitkräfte ift befchloffene Sache, wenn auch die
Suezkanalzone weiterhin in Reichweite der britifchen Streitkräfte
bleiben dürfte und Aegypten zum Abfchluß eines „Bündnisvertrages"
mit Großbritannien genötigt fein wird. Vergeffen wir bei all dem
auch nicht das viele Pofitive, das Englands Anwefenheit am Nil
bedeutet hat! Was wäre insbefondere aus der Welt geworden, wenn
Rommels Armee hart an der Grenze Aegyptens nicht auf den
überlegenen Widerftand Montgomerys und feiner Truppen geftoßen wäre?

Indien, Indonesien Und was wäre, fo fragen wir gleich weiter, aus
und Ostasien der Welt geworden, wenn Indien nach dem

Willen der Nationaliften von britifchen
Streitkräften entblößt gewefen wäre und die Japaner irgendwo in Mittel-
allen den Deutfchen und Italienern die Hand gereicht hätten? Daß
Indien jetzt feine volle Unabhängigkeit gewinnen foil, ift offenkundig
der ehrliche Wille der Labourregierung, und die britifch-indifchen
Verhandlungen wickeln fich denn auch in einem weit günstigeren Klima
ab als zur Zeit der erften Miffion Cripps. Nur tut für ihren Abfchluß
große Eile not. Wichtig ift namentlich, daß die indifchen Muhamme-
daner fich völlig klar darüber werden, daß fie auf keinerlei britifche
Unterftützung zählen könnten, wenn fie weiterhin die Einigung
Indiens hintertreiben wollten, und daß die Anerkennung von Indiens
Freiheit, fein Schickfal felber zu beftimmen, nicht notwendigerweife
vom Zuftandekommen einer Verftändigung zwifchen Hindus und Mu-
hammedanern abhängt, fo wünfchenswert eine folche Verftändigung
an fich auch fein mag.

Es ift bemerkenswert, daß der Kommunismus in Britifch Indien
anfcheinend eine recht geringfügige Rolle fpielt; die linksstehenden
Führer der Kongreßpartei find, foviel wir wiffen, alles Sozialiften,
insbefondere Nehru, der freilich wohl eher als Sozialliberaler zu gelten
hat denn als Sozialift. Noch ftärker ift die Stellung der Sozialiften
in Holländijch Indien, wo die Sozialdemokratie die größte Partei
darfteilt; ihr gehören unter anderem der Minifterpräfident und
Außenminifter der Indonefifchen Republik, Sjahrir, fowie der Innenminister
Sjarifoedin an, der letzte als Parteipräfident. Der im Ausland mehr
genannte Präfident der Republik, Soekarno, ift eher „extremer" Natio-
nalift und hat auch mit den Japanern zufammengearbeitet, allerdings
ohne Falchili geworden zu fein. Während der japanifchen Befetzung
regierten fich im übrigen die Indonefier im Inneren fo ziemlich felbft,
was ihr Nationalbewußtfein nicht wenig hob; fie find deshalb auch kei-
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neswegs geneigt, fich mit den Zugeftändniffen der Holländer zufrieden

zu geben, die zwar „grundfätzlich" die Selbflverwaltung der
Eingeborenen in Ausficht nehmen, tatfächlich aber auf alle abfehbare Zeit
ihre Oberherrfchaft, namentlich in bezug auf die äußere Politik und
die Landesverteidigung, nicht fahren laffen wollen. Die Verhandlungen

kommen fo nur fehr mühfam vom Fleck.
In China kann fich die Diktatur Tfchiang-Kai-Scheks nur geftützt

auf die amerikanifchen Bajonette halten. Ein demokratifches China,
das von älteften Volksüberlieferungen getragen wäre, hätte demgegenüber

gewiß ernfthafte Ausfichten; „aber das wollen weder London
noch Wafhington, fo wenig wie Moskau oder Tokio. Ein ftarkes,
geeintes, demokratifches China würde fich nichts befehlen laffen, und
die Mächte — jede Macht — wollten eben ein chinefifches Regime, das
fich befehlen ließ", meint ein Mitarbeiter des Londoner „Socialift
Commentary". Am ftärkften ill jetzt in China der Einfluß
Sowjetrußlands, befonders in der Mandfchurei, wo lieh der Gegenfatz
zwifchen der Zentralregierung und der gewöhnlich als kommuniftifch
bezeichneten Volksbewegung neuerdings bis zur Gefahr eines
Wiederaufflammens des Bürgerkrieges zugefpitzt hat. Ein dauerndes
Uebergewicht Rußlands in China aber würde — fo bemerkt der Verfaffer
des erwähnten Auffatzes — die Hauptmaffe des großen eurafiiehen
Kontinents mit 800 Millionen Menfchen unter den direkten Einfluß
des Sowjetreiches bringen, das damit der Weltherrfchaft ziemlich nahe
käme.

Welchen Weg Japan gehen wird, ift immer noch reichlich dunkel.
Auch die Parlamentswahlen, die der amerikanifche Oberkommandierende

und Diktator MacArthur hat vornehmen laffen und die den als
„Liberale" und „Fortfchrittler" getarnten Vertretern des alten Wirt-
fchafts- und Gefellfchaftsfyftems wunfehgemäß die Mehrheit gebracht
haben, vermögen vorderhand keine Klarheit zu fchaffen. Die Sozialiften,

die übrigens für die Erhaltung der Monarchie find, haben in der
neuen Kammer — vorausgefetzt, daß fle überhaupt etwas Wefent-
liches zu fagen haben wird — eine ftärke Stellung errungen, während
die für die Republik einftehenden Kommuniften nur ganz wenige
Sitze zu gewinnen vermochten.

Sozialistische Die Alternative zu Fafchismus und Kommunismus
Demokratie bleibt bei all dem immer die fozialiftifche Demokratie.

Es wäre darum entfcheidend wichtig, wenn fich ihrer
— in der Partei — wie in der Gewerkfchaftsform — Großßbritan-
nien im Vorderen Orient ebenfo wie im Fernen Often kräftig und
planmäßig annähme. Mag es für eine konfervativ-imperialiftifche
Außenpolitik normal gewefen fein, allen fozialen Freiheitsbewegungen

kolonialer und halbkolonialer Völker mit Mißtrauen zu begegnen
— eine Labourregierung follte hier andere Methoden anzuwenden im-
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ftande fein. Wobei allerdings gefagt werden muß, daß es mit der
bloßen Uebernahme des früher in der britifchen Kolonialverwaltung
üblich gewefenen Antikommunismus in „fozialiftifcher" Form nicht

getan ift; nur ein positiver, gleichzeitig radikaler und freiheitlicher
Sozialismus vermöchte ein Gegengewicht gegen den von Rußland her
vordringenden autoritären Sozialismus zu bilden. Aehnliches gilt für
die britifche Politik gegenüber Deutfchland. Von einer entfchloffenen
Unterftützung der deutfchen Sozialdemokratie und der Gewerkfchaften
durch die Weftalliierten, die auf gemeinfamer Arbeit für den
wirtfchaftlichen Wiederaufbau und für eine umfaffende Sozialifierung der
dafür geeigneten Wirtfchaftszweige beruhen müßte, hängt geradezu
die Zukunft der Demokratie in Welt- und Süddeutfchland ab. Die
Politik, die die Befetzungsmächte bisher gegenüber Deutfchland
betrieben haben — territoriale Verstümmelung, Förderung der Wirt-
fchaftszerrüttung, Begünftigung des fozialen Konfervatismus und
namentlich der klerikalen Reaktion, verbunden mit bemühender Nachficht

gegenüber den ehemaligen Nationalfozialiften, ift auf jeden Fall
nicht befonders geeignet, das deutfehe Volk dem Fafchismus und dem
Kommunismus zu entfremden.

Vorausfetzung dafür, daß gegen die autoritären Strömungen, die
Europa und die Welt zu überfchwemmen drohen, eine lebendige
Freiheitsbewegung aufkommt, ill freilich, daß die Demokratie entfchloffen
und konfequent fozialiftifch wird, daß fie nicht in einem engherzigen
Parteifozialdemokratismus, einem gehäfflgen Antikommunismus und
einem kleinbürgerlichen Sozialkonfervatismus flecken bleibt, vielmehr
ihren Glauben mit dem gleichen miffionarifchen Eifer ausbreitet und
durch die Tat beweiit, wie das die Anhänger des Kommunismus tun.
Und da fehlt es nun eben, mindeftens auf dem europäifchen Fellland,
ganz bedenklich. Wir konnten nicht ohne ein Gefühl der Bedrückung
lefen, was letzthin im „Journal de Genève" Profeffor Stelling-
Michaud, gewiß kein enger Reaktionär, fchrieb: daß nämlich „der
Sozialismus, der noch vor einem Jahrzehnt als eine revolutionäre Kraft
galt, heute aus feinem Gegenfatz zum kommuniftifchen Programm
heraus eine flaatserhaltende Kraft geworden" fei. Die Lebendigkeit, die
das Regime der Sowjetunion im Krieg bewiefen habe, habe in einer
Reihe von Ländern, namentlich in Frankreich, das Proletariat zu einer
maffiven Schwenkung vom Sozialismus weg und £um Kommunismus
hin veranlaßt, und wenn fich die kommuniftifchen Parteien an der
ruffifchen Politik orientierten, fo die fozialdemokratifchen Parteien
immer mehr an der Politik der britifchen Labourregierung, die ein
Doppelgeficht trage: im Innern fortfchrittlich und energifch fozialifie-
rend, nach außen „konfervativ in der Abficht, den Lebensftand
Großbritanniens aufrechtzuerhalten und das Reich gegen die zerfetzenden
Beftrebungen der kommuniftifchen Sowjetunion und ihrer Hilfskräfte
zu fchützen". Und wenn François Bondy im „Servir" von der Sozia-
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liftifchen Partei Frankreichs feftflellt, daß fie „den Hauptteil ihres
Anhanges in der Arbeiterfchaft zugunften der Kommuniftifchen Partei
verloren" habe, der einzigen Partei, die über eine breite Maffe von
Anhängern und treuen Wählern verfüge, die untereinander in einer
wirklichen Glaubensgemeinfchafl verbunden feien, fo wird es ebenfalls
fchwer fein, diefer Schilderung ein freundlicheres Bild entgegenzufet-
zen.1 Gar nicht zu reden von der deutfchen Sozialdemokratie, die den
Beweis erft noch zu erbringen hat, daß fich ihre geiftige Haltung
grundfätzlich von derjenigen der Vorkriegsfozialdemokratie unterfcheidet,
die zwar auch impofante Wählermaffen in Bewegung zu fetzen wußte,
aber als lebendige Kraft zur Verwirklichung des Sozialismus nicht mehr
in Frage kam.

Das mag zunächft alles nicht fehr optimiftifch klingen. Aber ill
es wirklich rofaroter Optimismus, was uns am meiften not tut? Viel
wichtiger fcheint mir, daß wir uns ganz klar werden: nur ein von tief
innen her erneuerter demokratifcher Sozialismus, nur eine zu umwälzenden

fozialen Verwirklichungen entfchloffene und fähige Demokratie
wird eine Zukunft haben. Daß die dafür erforderliche geiftige Revolution

durchbreche — das tut uns vor allem not. Und es heißt darum
nicht profanieren, wenn wir auch im Hinblick auf die politifche und
foziale Weltlage, die uns menfchlich oft fo wenig Hoffnung zu bieten
fcheint, bitten: Komm, mächtiger Schöpfer-Geift! Hugo Kramer.

6. Mai 1946.

Religiös-foziale Vereinigung
Voranzeige.

Wir möchten die Lefer der „Neuen Wege" fchon jetzt darauf aufmerkfam
machen, daß für die Woche vom 5. bis 10. Auguft ein Ferienkurs vorgefehen ift
mit dem Gefamttitel: Wie begründen wir unfere fozialiftifche Hoffnung? unter
Leitung von Pfarrer Trautvetter. Die einzelnen Themen werden lauten: Das Recht
des Marxismus, das Recht des Kommunismus, das Recht des englifchen Sozialismus,

das Recht des Anarchismus, Sozialismus aus dem Glauben. Ueber die
Referenten, den Ort und die Preife hoffen wir in dem Augenblick, wo Sie die „Neuen
Wege" in der Hand haben, bereits Befcheid geben zu können. Man wende fidi an
das Sekretariat, Gartenhofftraße 7, Zürich 4, um nähere Auskunft.

1 Eine Rechtsfchwenkung der franzöfifchen Sozialiften unter dem Eindruck
der Verwerfung des Verfassungsentwurfes, wie fie fidi jetzt abzuzeichnen fcheint
und zu einer fozialiftifch-katholifchen Koalition der Mitte mit Front gegen die
äußerfte Rechte wie gegen die kommuniftifche Linke führen müßte, wäre unter
diefen Umftänden befonders verhängnisvoll. Die Verbürgerlichung des Sozialimus

würde auf diefem Wege vollends rafch fortfchreiten, und fie ift es ja, die
heute die entfcheidende Gefahr für den Sozialismus darfteilt, nicht feine
Radikalifierung. Der Kommunismus würde einem folchen Sozialismus gegenüber erft
recht leichtes Spiel haben und noch mehr als bisher als die einzig revolutionäre
Kraft erfcheinen. (10. 5.)
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